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Präventions- und Schutzkonzept der Evangelischen 

Kirchengemeinde Saarlouis vor sexualisierter Gewalt 

1. Vorwort 

In der Vergangenheit wurden in den Debatten über Kindeswohl und Kinderschutz 

deutlich, dass vor allem Kinder eines besseren Schutzes gegenüber körperlicher, 

sexualisierter oder seelischer Gewalt bedürfen. Um die Lücken im Kinderschutz zu 

schließen, wurden daraufhin vielfältige Anstrengungen unternommen. Der deutsche 

Bundestag verabschiedete nach einem breit angelegten fachlichen Diskurs das 

Bundeskinderschutzgesetz (BKSchG), das zum 01. Januar 2012 in Kraft trat.  

Auch die Evangelische Kirche im Rheinland das Amt für Jugendarbeit in der Ev. 

Kirche im Rheinland haben seit 2003 konsequente Maßnahmen ergriffen, um den 

Kinderschutz voran zu bringen. Die Evangelische Kirche in Deutschland beschließt 

am 14.Januar 2020 ein Gesetz gegen sexualisierte Gewalt und stärkt dadurch ihre 

Maßnahmen zum Schutz vor sexualisierter Gewalt. 

Angesichts der Tatsache, dass Mädchen und Jungen über alle Altersgruppen hinweg 

zum Opfer sexualisierter Gewalt werden können, sind wir uns als Kirchengemeinde 

und freier Träger der Jugendhilfe mit unseren Angeboten für Kinder und Jugendliche 

unserer besonderen Verantwortung für Prävention und Intervention bewusst.  

Das Presbyterium hat sich bereits in der Sitzung vom 19.02.2012 mit den 

Auswirkungen des Bundeskinderschutzgesetzes beschäftigt und der 

Jugendausschuss hat  das Thema  intensiv bearbeitet. Schrittweise wurden die 

entsprechenden Maßnahmen umgesetzt. 

 Das vorliegende Präventions- und Schutzkonzept führt den derzeitigen Stand in der 

Fachdiskussion und die Vorgaben von staatlicher und kirchlicher Seite zusammen 

und beschreibt die Umsetzung von Präventions- und Schutzmaßnahmen in der 

Evangelischen Kirchengemeinde Saarlouis.   
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2. Geltungsbereich 

Das vorliegende Konzept gilt für den Bereich der Evangelischen Kirchengemeinde  

Saarlouis und bezieht sich auf alle haupt-, neben- und ehrenamtliche Mitarbeitende 

der Kirchengemeinde, die in ihrem Tätigkeitsfeld Kontakt zu Kindern und 

Jugendlichen haben. Das Präventions- und  Schutzgesetz tritt mit Beschluss  des 

Presbyteriums vom 01.03.2020 in Kraft. 

 

Ergänzung vom 13.11.2021: 

Bei Verdachtsfällen in der Kirchengemeinde  Saarlouis greift  automatisch das 

Kriseninterventionsteam des Kirchenkreises Saar-West. Die Vorgehensweise und 

das Verfahren regelt das Schutzkonzept zur Prävention vor sexualisierter Gewalt im 

Kirchenkreis Saar-West (Beschluss der Kreissynode, 13.11.2021). 

 

3. Vorgaben durch die Kooperation mit anderen Trägern 

Es ist  sinnvoll und notwendig im Bereich der Prävention und des Kinderschutzes mit 

anderen Trägern zusammenzuarbeiten und vernetzte Strukturen zu schaffen, wie mit 

dem Kreisjugendamt (Vereinbarung gemäß § 72a SGB VIII) und mit dem 

Kirchenkreis Saar-West wie auch mit Evangelischen Kirche im Rheinland (Gesetz 

gegen sexualisierte Gewalt). Fachberatungsstellen sollen in der Präventionsarbeit 

hinzugezogen werden. Bei einer Intervention ist eine Abstimmung mit einer :Insoweit 

Erfahrenen Fachkraft‘ notwendig.  

 

4. Prävention 

Die wesentliche Aufgabe  im Kinder- und Jugendbereich liegt in der vorbeugenden 

Arbeit. Allgemein sind die Enttabuisierung des Themas sexualisierte Gewalt/ 

Kindeswohlgefährdung und die Sensibilisierung für das Thema die wichtigsten 

Bausteine in der Prävention: Wir benötigen offene Augen und Ohren, sowie die 

Sprachfähigkeit aller Mitarbeitenden in der Kinder- und Jugendarbeit, um eine 

Gefährdung von Kindern und Jugendlichen möglichst früh wahrzunehmen und 

adäquat reagieren zu können. Prävention ist der entscheidende Teil eines effektiven 

Schutzes vor sexualisierter Gewalt. Hierzu werden die folgenden Maßnahmen 

getroffen: 
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4.1 Potential- und Risikoanalyse 

Die Angebote für Kinder- und Jugendliche werden alle fünf Jahre einer kritischen 

Analyse durch den Jugendausschuss der Kirchengemeinde unterzogen. Diese 

Analyse soll sichtbar machen, wo die  >anfälligen Stellen“ in unserer Kinder- und 

Jugendarbeit liegen – sei es im Umgang mit Nähe und Distanz, im 

Einstellungsverfahren wie auch durch bauliche Gegebenheiten -. 

Die Potential- und Risikoanalyse verfolgt systematisch: Sowohl die Frage welche 

Schutzmaßnahmen müssen ergriffen werden, um sexualisierte Gewalt zu verhindern,   

als auch die Frage, welche Bedingungen Täter*innen nutzen könnten, um 

sexualisierte Gewalt vorzubereiten bzw. zu verüben.   

Geprüft werden Strukturen – zum Beispiel Abläufe und Verantwortlichkeiten für eine 

Maßnahme  oder arbeitsfeldspezifische Risiken  - zum Beispiel bestimmte 

Zielgruppen, ein besonderes Vertrauensverhältnis, eine Übernachtungssituation bei 

Freizeiten oder auf Seminaren  wie auch Angebote darauf, ob  durch sie sexualisierte 

Gewalt begünstigt oder ermöglicht wird (Anlage1). 

 

4.2 Vertrauenspersonen 

Der Kirchenkreis Saar-West benennt Vertrauenspersonen für alle Kirchengemeinden, 

so auch für die Kirchengemeinde Saarlouis. Die Kontaktdaten und Aufgaben werden 

in den Medien wie Monatsbrief und Website der Kirchengemeinde veröffentlicht. 

Aufgaben und Vorgehensweise der Vertrauenspersonen regelt das Schutzkonzept 

zur Prävention vor sexualisierter Gewalt im Kirchenkreis Saar-West. 

 

4.3  Information und Sensibilisierung von Mitarbeitenden  

Selbstverpflichtung/Verhaltenskodex 

Bei Aufnahme einer haupt-, neben- oder ehrenamtlichen Tätigkeit ist der*die 

Mitarbeitende zum Thema Kinderschutz bzw. Kindeswohl zu informieren und für das 

Thema zu sensibilisieren.  Dazu dient auch die Handreichung >Ermutigen, Begleiten, 

schützen“ vom Amt für Jugendarbeit der Evangelischen Kirche im Rheinland (EJiR).  

Der Verhaltenskodex wird jeder/m Haupt-, Neben-  und Ehrenamtlichen im Bereich 

der Kinder- und Jugendarbeit vorgelegt, sobald sie/er punktuell Kontakt mit 

Schutzbedürftigen hat (Anlage 2). 
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Er soll Orientierung für adäquates Verhalten geben, ein Klima der Achtsamkeit 

fördern und einen Rahmen bieten, damit Grenzverletzungen vermieden werden.  

Er stellt die gemeinsame Basis des Verständnisses im Umgang mit Kindern und 

Jugendlichen dar und muss als Voraussetzung für eine Tätigkeit/Arbeit mit Kindern 

und Jugendlichen mit jeder*m Mitarbeiter*in individuell vereinbart werden.  

Alle Mitarbeitende müssen eine Selbstverpflichtungserklärung (Anlage 3) 

unterschrieben haben und ab 16 Jahren durch einen Gruppenleiterkurs ausgebildet 

sein, sowie ein erweitertes Führungszeugnis vorgelegt haben:  

 Mit der Unterschrift der Selbstverpflichtungserklärung bekundet der/die 

(ehrenamtliche/nebenamtliche/ hauptamtliche) Mitarbeitende seinen/ihren 

Willen und sein/ihr Bemühen, sich an die nachstehenden Vereinbarungen und 

Verhaltensregeln zu halten. 

 Ziel dieser Vereinbarung im Verbund mit anderen Maßnahmen (Aus- und 

Weiterbildung) ist, dass sich in der Gemeinde und bei den Mitarbeitenden eine 

Haltung durchsetzt, die den Schutz von Kindern und Jugendlichen zum 

obersten Ziel hat und deren Bedürfnisse und Grenzen respektiert. 

 Abweichungen von den nachstehenden Vereinbarungen müssen in jedem Fall 

mit der Fachkraft für Kinder und Jugendarbeit besprochen werden, um eine für 

alle Seiten tragfähige Basis zu finden. 

 In einem Gespräch werden der Verhaltenskodex  erläutert und offene Fragen 

geklärt. Das Gespräch führt die Fachkraft der Kinder-  und Jugendarbeit. 

 Die dazugehörige Selbstverpflichtungserklärung wird von den Mitarbeitenden 

unterzeichnet und wird in der Evangelische Kirchengemeinde Saarlouis 

aufbewahrt.   

 Der*die Mitarbeitende ist auf die Notwendigkeit einer Jugendleiterschulung 

hinzuweisen. Diese gilt als weitere Voraussetzung für die Mitarbeit in der 

Kinder- und Jugendarbeit. 

 

4.4  Qualifizierungen 

Alle haupt-, neben- und ehrenamtlich Mitarbeitenden, die im kinder- und 

jugendnahen Bereich tätig sind, müssen sich zum Thema Kinderschutz qualifizieren. 

Dies geschieht zum Teil durch die Fachkraft der Jugendarbeit aber auch durch dafür 

eigens  ausgebildete  Multiplikator*innen des Kirchenkreises Saar-West. 

Entsprechende Schulungen werden  angeboten. Diese sind von den Mitarbeitenden 
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wahrzunehmen. Der Teilnahmenachweis muss dem/der Vorsitzenden des 

Presbyteriums vorgelegt werden. 

 

4.5  Das Erweiterte Führungszeugnis 

Mit dem erweiterten Führungszeugnis hat der Gesetzgeber ein Instrument 

geschaffen, das verhindern soll, dass Personen im kinder- und jugendnahen Bereich 

beschäftigt werden, die Minderjährige missbraucht oder misshandelt haben und dafür 

rechtskräftig verurteilt sind. 

Hauptamtliche mit Tätigkeit im kinder- und jugendnahen Bereich sind verpflichtet, zu 

Beginn ihrer Beschäftigung (bei bereits angestellten Mitarbeiter*innen im laufenden 

Dienstverhältnis) dem Arbeitgeber ein erweitertes Führungszeugnis vorzulegen, das 

nicht älter als drei Monate ist und, alle fünf Jahre erneut beantragt und vorgelegt 

werden muss. Dieses wird im Original in die Personalakte genommen. 

Bei Neben- und Ehrenamtlichen (Honorarkräfte, Fsjler*innen, Praktikant*innen), die 

bis zu drei Monaten beschäftigt sind,  ist zunächst das Gefährdungspotential nach 

Art, Intensität und Dauer des Kontakts zu Kinder und Jugendlichen abzuschätzen. 

Nur wenn das Gefährdungspotential in allen drei Kriterien als hoch eingestuft wird, ist 

die Vorlage eines erweiterten Führungszeugnisses zwingend.  

Die Einschätzung erfolgt durch die Fachkraft der Jugendarbeit. Ansonsten gelten die 

Vorgaben des Landesjugendamtes und des Amtes für Jugendarbeit im Rheinland: 

Ab dem 16. Lebensjahr müssen neben- und ehrenamtlich tätige Personen im Kinder- 

und jugendnahen Bereich  - vor allen bei öffentlich geförderten Maßnahmen - ein 

erweitertes Führungszeugnis vorlegen. Eine entsprechende Bescheinigung für eine 

Beantragung wird seitens der Kirchengemeinde ausgestellt.  Die zuständige 

Fachkraft der Kinder- und Jugendarbeit nimmt Einsicht in das Führungszeugnis und 

dokumentiert ob eine einschlägige Straftat nach § 72 a SGB VIII vorliegt .Der 

Dokumentationsbogen ist nach den gültigen Datenschutzrichtlinien sorgfältig zu 

verwahren. Sollte eine einschlägige Straftat nach § 72 a SGB VIII vorliegen ist 

der*die Mitarbeiter*in von der ehrenamtlichen Tätigkeit auszuschließen. Diese 

Maßnahme wird auch dann ergriffen, wenn der*die Mitarbeitende auch nach 

mehrmaliger Aufforderung kein erweitertes Führungszeugnis vorlegt. Das 

Führungszeugnis wird nach Einsichtnahme an den*die  ehrenamtliche Mitarbeiter*in 

zurück gesendet, zusammen mit dem Nachweis der Einsichtnahme. Nach fünf 

Jahren wird eine Wiedervorlage erforderlich, die nicht älter als drei Monate ist.  
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5.  Beschwerde- Management 

Ziel unseres Ideen- und Beschwerdemangements ist es, Vertrauen und Zufriedenheit 

unserer Gemeindeglieder und den Teilnehmenden an Maßnahmen und 

Veranstaltungen zu erhalten bzw. wieder herzustellen.  Dabei werden Ideen und 

Kritik als Chance betrachtet. 

Eine Beschwerde wird somit als konstruktive Kritik gesehen, die auf einen Missstand 

aufmerksam macht. Dieser Missstand wird überprüft und falls erforderlich wird der 

Ist-Zustand verändert.  

Tritt der Missstand im Bereich der Kinder und Jugendarbeit auf, ist uns bewusst, 

dass Kinder und Jugendliche, sich die Menschen selbst aussuchen, denen sie etwas 

anvertrauen. Das sind meist nicht die Personen, die dafür bestimmt worden sind, wie 

z. B. die Vertrauensperson oder der/ die Person, die Ansprechpartner*in ist für 

Beschwerden oder Ideen ist. Deshalb müssen alle Verantwortlichen und 

Mitarbeitende der Evangelischen Kirchengemeinde Saarlouis mit dem Beschwerde- 

und Ideensystem vertraut sein und wissen, wer für sie zuständig ist, damit sie vor 

allem die Kinder und Jugendlichen angemessen unterstützen können.  

 

 

 

 

Ideen- und Beschwerdesystem im Überblick 

 

 

 

 

 

 

 
 
 
 
 
 
 
 

Anfrage, 

 Ideen, Beschwerde, 

          Anregung,     

           Hinweis  etc.  

per 
             Email ,    

Formular, Brief   

Annahme  

 durch 

Ansprech-

person 

Bearb

eitung 
Reaktion  
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6.  Intervention bei Verdachtsfällen von sexualisierter Gewalt 
 
Eine Intervention ist dann gefragt, sobald 

ein Mitteilungsfall 

ein Verdachtsfall 

eine vermutete Täterschaft  

in der Kirchengemeinde vorliegt.  Bei allen genannten Situationen und 

Entscheidungen steht das Wohl des Kindes, des Jugendlichen an erster Stelle! D.h., 

anders als in anderen Fällen des Verdachts auf Kindeswohlgefährdung, bei denen 

Informationspflicht besteht, bestimmt im Falle des Verdachts auf sexuelle Gewalt 

zwingend das Opfer das Verfahren. 

 

6.1  Mitteilungsfall 

Um einen Mitteilungsfall handelt es sich, wenn ein Kind, ein*eine Jugendliche*r 

einem*einer Mitarbeiter*in von einer Kindeswohlgefährdung berichtet. 

Die vermutete Täterschaft liegt außerhalb der eigenen Institution. 

Das Gespräch muss vertraulich behandelt und protokolliert werden  

Der*die zuständige Hauptamtliche und ggf. Vorgesetzte werden informiert. 

Durch die Fachkraft der Jugendarbeit  muss  ggf. eine Gefährdungseinschätzung 

gemäß § 8a Abs. 4 SGB VIII vorgenommen werden, eine insoweit erfahrene 

Fachkraft, die dabei berät und unterstützt, ist dann hinzuzuziehen. Entscheidungen 

über die weiteren Schritte müssen mit dem*der Betroffenen gemeinsam gefällt 

werden. 

 Eine Orientierung für alle Mitarbeitende ist Teil des Verhaltenskodex (Anlage 2). 

 

6.2  Verdachtsfall 

Um einen Verdachtsfall handelt es sich, wenn ein*eine Mitarbeiter*in bei einem Kind 

oder einem*einer Jugendlichen aufgrund eigener Beobachtungen eine 

Kindeswohlgefährdung vermutet.  

Die vermutete Täterschaft liegt außerhalb der eigenen Institution. 

Auch im Verdachtsfall muss ggf. eine Gefährdungseinschätzung gemäß § 8a Abs. 4 

SGB VIII vorgenommen werden, eine insoweit erfahrene Fachkraft, die dabei berät 

und unterstützt, ist hinzuzuziehen. Der*die zuständige Vorgesetzte werden informiert. 

Einen Überblick über die Vorgehensweise regelt der Verhaltenskodex. 
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6.3  Vermutete Täterschaft in der Kirchengemeinde 

Es kann natürlich auch zu Mitteilungs- und Verdachtsfällen kommen, bei denen die 

Täterschaft in der eigenen Institution vermutet wird. Unter Teilnehmenden kann es zu 

sexualisierten und/oder gewalttätigen Übergriffen kommen und Mitarbeiter*innen 

können zu Tätern*innen werden.  

In diesem Fall ist folgendes zu beachten: 

 Es greift der Krisen- und Interventionsplan der Kirchengemeinde (Anlage 3). 

 Mögliche Übergriffe müssen umgehend unterbunden werden.  

Zwischen möglichen Tätern und möglichen Opfern muss Distanz geschaffen 

werden. Ggf. hat der*die mögliche Täter*in die Tätigkeiten, bei denen er*sie 

mit Kindern und Jugendlichen in Kontakt kommt, ganz oder teilweise 

einzustellen. 

 Solange Übergriffe nicht erwiesen sind gilt gegenüber dem*der möglichen 

Täter*in die Unschuldsvermutung. Der Verdacht darf nicht öffentlich gemacht 

werden! 

 

7. Kriseninterventionsteam 

 Für den Fall eines internen Verdachts (Verdacht auf Kindeswohlgefährdung 

innerhalb kirchlicher Bezüge und/oder Beteiligung eines*einer kirchlichen 

Mitarbeiter*in) besteht ein Krisenteam im Kirchenkreis Saar-West, das umgehend 

zusammen kommt. Zu diesem Kriseninterventionsteam werden mindestens 2 

Vertreter*innen aus der Evangelischen Kirchengemeinde Saarlouis entsendet.  

 Diese sind 

 Der*die Vorsitzende  und/oder  2. Vorsitzende des Presbyteriums 

  und/oder die Fachkraft der Jugendarbeit 

Im Kriseninterventionsteam des Kirchenkreises Saar-West wird das Vorgehen 

koordiniert und abgestimmt.  

Das Krisenteam kann nach Bedarf erweitert werden, z.B. durch die Vertrauensperson 

des Kindes, externe Fachkräfte, Vertreter der Gesamtkirche  usw. 

Allgemein gilt: der Kreis der Wissenden soll so klein wie möglich aber so groß wie 

nötig gehalten werden. Absolute Vertraulichkeit der Informationen im Krisenteam wird 

vorausgesetzt. 
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Das Krisenteam ist für den Kontakt zur Landeskirche zuständig. Weiterhin informiert 

das Krisenteam die Eltern des betroffen Kindes bzw. des*der betroffenen 

Jugendlichen. 

 

7.1  Kriseninterventionsplan 

Die genauen Abläufe sind im Interventionsleitfaden des Kirchenkreises Saar-West 

festgelegt. Bis zu deren in Kraft treten greift der Inventionsplan der Kirchengemeinde 

(Anlage 3) festgehalten und kann einzeln entnommen werden.    

Alle Maßnahmen und Gespräche in einem Krisenfall unterliegen der 

Dokumentationspflicht. Dabei gilt die Devise: Fakten und keine Schlussfolgerungen. 

Kriseninterventionsplan im Überblick  (Anlage 6).  

 

8. Aufgabenverteilung  

Die Evangelische Kirchengemeinde Saarlouis setzt ein klares Signal gegen 

sexualisierte Gewalt in allen Bereichen. Folgende  Ebenen bzw. Aufgabenbereiche 

sind an den Prozessen zur Verhinderung von sexualisierter Gewalt beteiligt: 

 

8.1 Aufgaben des Presbyteriums /Leitungsebene 

Das Presbyterium beschließt das Präventions- und Schutzgesetz, wacht über dessen 

Umsetzung, hat die Vereinbarung mit dem Landkreis Saarlouis gemäß §72a Abs.2, 

4SGB VIII geschlossen. 

Das Presbyterium wacht über die Qualifizierung aller Mitarbeitenden mit Kontakt zu 

Kindern und Jugendlichen zum Thema Schutz vor sexualisierter Gewalt. 

Weiterhin überprüft es das Ideen- und Beschwerdeverfahren und seine Wirksamkeit, 

benennt die Person, die die Beschwerden entgegennimmt und lässt sich einmal im 

Jahr berichten.  

 

8.2 Aufgaben der Personalverwaltung des Kirchenkreisverbandes  

Die Personalverwaltung verwaltet die Vorlage, Wiedervorlage und Archivierung der 

erweiterten Führungszeugnisse aller Hauptamtlichen. Dazu bewahrt die 

Personalverwaltung die Selbstverpflichtungserklärungen der Hauptamtlichen auf.  

Die Personalverwaltung versendet an die Kirchengemeinde die 

Bestandsaufnahmeformulare und nimmt diese wieder entgegen.   
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Die Personalverwaltung erinnert jährlich an die Aktualisierung der 

Bestandsaufnahme.  

 

8.3 Mitarbeitende des Gemeindebüros 

Führt gemeinsam mit der Fachkraft der Kinder und Jugendarbeit  

die Liste :Bestandsaufnahme der ehren- und nebenamtlich Mitarbeitenden im kinder- 

und jugendnahen Bereich‘ und aktualisieren sie jährlich. 

Er*Sie verwahrt die :Selbstverpflichtungserklärungen‘ sowie die :Nachweise über eine  

Qualifizierung zum Thema Kinderschutz‘ der ehren- und nebenamtlich Tätigen. 

Er*Sie unterstützt den Arbeitsbereich Kinderschutz in schriftlichen Angelegenheiten 

wie z.B. durch das Bereitstellen von Formularen etc. 

 

8.4 Aufgaben der Vertrauenspersonen 

Die Vertrauensperson wird vom Kirchenkreis Saar-West bekannt.  Sie ist für die 

Menschen  in der Kirchengemeinde in der Regel die erste Ansprechpartner*in. Sie ist 

telefonisch erreichbar. Ihre Kontaktdaten sind öffentlich zugänglich.  

Die Vertrauensperson hört zu und spricht  mit den Menschen, die sie kontaktieren 

und verschafft sich einen ersten Überblick über die Situation. Von Beginn an 

dokumentiert  sie schriftlich, was sie erfährt. 

Die Vertrauensperson kennt die verschiedenen Handlungsabläufe und weiß, an wen 

sich die betroffenen Personen im Bedarfsfall  wenden können.  

Die Vertrauensperson hat keine Fallverantwortung, sondern soll lediglich in der Lage 

sein, gut zuzuhören, eventuell zu entsprechenden geschulte Personen (z.B. insofern 

erfahrene Fachkraft, Nele e.V., Phönix etc.) Kontakt herstellen und falls geboten 

weitervermitteln und/oder wenn es geboten erscheint den/die Vorsitzende*n des 

Presbyteriums zu informieren, die*der dann den*die Superintendenten*in informiert. 

Der dann umgehend das Kriseninterventionsteam einberuft. 

 

8.5 Aufgaben der Fachkraft für Kinder- und Jugendarbeit 

Die Fachkraft im  kinder- und jugendnahen Bereich nimmt an Fortbildungen zum 

Thema Kindeswohl teil.  Sie beantragt  nach Aufforderung der Personalverwaltung 

gemäß  der Kinderschutzverordnung  der EjiR und des Kreisjugendamtes Saarlouis 

ein erweitertes Führungszeugnis und legt dieses dem Arbeitgeber vor. 
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Insbesondere gilt  für ihren jeweiligen Verantwortungsbereich:  

 informiert und sensibilisiert sie die Ehren-/Nebenamtlichen  

 in ihrem Arbeitsbereich weist sie die Ehren-/Nebenamtlichen in ihrem 

Arbeitsbereich auf die Notwendigkeit einer Qualifizierung hin, 

 ist sie ansprechbar für Ehren-/Nebenamtliche bei Mitteilungs- und 

Verdachtsfällen, 

 schätzt das Gefährdungspotential in Zusammenarbeit mit dem 

Jugendausschuss ihres Arbeitsbereiches ein (Risiko- und Potentialanalyse) 

sowie das Gefährdungspotential von Ehren-/Nebenamtlichen in ihren 

Einsatzbereichen ein.  

 

8.6 Aufgaben der Ehren- und Nebenamtlichen  

Ehrenamtliche sind unentgeltlich engagierte Mitarbeiter*innen. Dazu kommen die 

seitens des kirchlichen Trägers nebenamtlich Beauftragten im kinder- und 

jugendnahen Bereich. Sie haben folgende Aufgaben:  

 Beschäftigung mit dem Thema anhand der Handreichung >Ermutigen, 

Begleiten, schützen“ 

 Unterzeichnung der Selbstverpflichtungserklärung, nachweisliche 

Absolvierung einer Schulung zum Thema Kindeswohl, z.B. Juleica 

 bei hoch eingeschätztem Gefährdungspotential die Beantragung und 

Gewährung der Einsichtnahme in das eigene Führungszeugnis durch die 

Fachkraft der Jugendarbeit bzw. nach den Maßgaben des 

Landesjugendamtes und der EJiR ab dem 16 Lebensjahr oder bei einer 

Beschäftigung (Honorarkräfte, FSJler*innen und Praktikant*innen) von mehr 

als drei Monaten.  

 

8.7 Aufgaben der Person, die die Beschwerden entgegen nimmt 

 Nimmt die Beschwerde an 

 Klärung des Sachverhalts, Evtl. Rücksprache mit der*dem 

Beschwerdemelder*in 

 Evtl. Weitergabe an die Leitungsverantwortlichen der einzelnen 

Arbeitsbereiche 
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 Beschwerdebearbeitung durch die Leitungsverantwortliche und 

Dokumentation 

 Rückmeldung an die Beschwerde annehmende Person 

 Lösungsmitteilung an den*die Beschwerdemelder*in 

 Evtl. weitere Beschwerdeverarbeitung oder Abschluss 

 Berichtet dem Presbyterium einmal im Jahr 

 Dokumentiert und achtet darauf, dass wenn die Dokumentation weitergegeben 

wird von den beschwerdebearbeitenden Personen unterschrieben sind. 

 

Anlagen 

Anlage 1  Potential- und Risikoanalyse 

Anlage 2 Verhaltenskodex 

Anlage 3 Selbstverpflichtung 

Anlage 4   Formulare Beantragung Erweitertes Führungszeugnis 

Anlage 5 Formular Einsichtsbestätigung 

Anlage 6 Meldebogen Ideen- und Beschwerdemangement 

Anlage 7 Interventionsplan bei Verdachtsfall 

Anlage 8 13.11.2021  ergänzt durch das Schutzkonzept zur Prävention vor 

sexualisierter Gewalt im Kirchenkreis Saar-West 
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Anlage 1 

Risikoanalyse + Potentialanalyse   

1. Gruppenangebote im Gemeindehaus bzw. im Miteinander Generationen 

1.1 Konfirmationsvorbereitung (ca. 30 Jugendliche über 1 ½ Jahre): 

 Wenig Fluktuation im Team innerhalb eines Jahrgangs 

 Altersbedingte Nähe Teamer/innen und Konfirmanden 

 Unbeobachtete Rückzugsräume 

 Manche Konfirmanden kommen nicht aus Eigenantrieb, sondern werden von der 

Familie dazu gedrängt 

 Unbeobachtete Situationen 

 Gemeindehaus ist überall zugänglich 

 Findet einmal im Monat statt, dadurch kein gruppenförderndes Verhalten mancher 

Teilnehmenden möglich 

 

1.2 Ehrenamtsteam 

 Verschiedene parallel bestehende Ansprechpartner 

 Unbewusste Rangordnung durch bestehende Freundschaften 

 Reflexionsrunden mit der Fachkraft der Jugendarbeit 

 Mehrfache Einsatzbereiche, die sie selbst bestimmen 

 Ab dem 16. Lebensjahr erweitertes Führungszeugnis Pflicht 

 Interne Mitarbeitendentage/Schulungen etc.  

 

1.3 Hausaufgabenhilfe 

 Honorarkräfte: Voraussetzung erweitertes Führungszeugnis 

 Gemeindehaus ist öffentlich zugänglich 

 Andere Gruppen sind parallel im Haus 

 Unbeobachtete Situationen (z.B. Bring- und Abholzeiten durch die 

Personensorgeberechtigten) 

 

 

1.4 Kinderchor  /Kurrende Chor 

 Chorleitung: Voraussetzung erweitertes Führungszeugnis 

 Gemeindehaus ist öffentlich zugänglich 

 Andere Gruppen sind parallel im Haus 

 Unbeobachtete Situationen (z.B. Bring- und Abholzeiten durch die 

Personensorgeberechtigten) 
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2. Offene Kinder- und  Jugendarbeit 

2.1 Offene Treffangebote  im Jugendcafé Weltzeit bzw. Jugendkeller MdG 

 Räumliche Verwinklungen im Keller 

 Gemeindehaus/MdG ist öffentlich zugänglich 

 Unbeobachtete Rückzugsräume  

 Unbeobachtete Situationen (z.B. Bring- und Abholzeiten durch die 

Personensorgeberechtigten) 

 Andere Gruppen sind parallel im Haus 

 Altersbedingte Nähe von Teamer/innen und Treffbesucher/innen 

 Teamer: Voraussetzung JuLeica + erweitertes Führungszeugnis ab 16 Jahren 

 Selbstverpflichtungserklärung ab 14 Jahren 

 Mediennutzung v. a. soziale Netzwerke 

 

2.2 Angebote für Kinder ( Ganztagsferiencamp, Projekte:  Tagesaktionen, über Nacht mit 

vielen oder wenigen Teilnehmenden) 

 Transparente Rollen- und Aufgabenverteilung 

 Teils punktuelle Kontakte, teils intensive Kontakte über Jahre hinweg  

 Teamer: Voraussetzung JuLeica + erweitertes Führungszeugnis ab 16 Jahren 

 Unbeobachtete Rückzugräume  

 Reflexionsrunden des Teams und mit den Teilnehmenden/Einzelgespräche  

 Mitgestaltung durch die Teilnehmenden 

 

Angebote für Jugendliche ( Jugendfreizeiten, Fahrten,  Projekte:  Tageskationen, über 

Nacht mit vielen oder wenigen Teilnehmenden) 

 Transparente Rollen- und Aufgabenverteilung 

 Teils punktuelle Kontakte, teils intensive Kontakte über Jahre  

 Teamer: Voraussetzung JuLeica + Einsicht in erweitertes Führungszeugnis ab 16 

Jahren 

 Unbeobachtete Rückzugsräume  

 Mediennutzung v. a. soziale Netzwerke 

 Selbstverpflichtungserklärung 

 Reflexionsrunden der Teams und mit den Teilnehmenden/ Einzelgespräche  

 Mitgestaltung durch die Teilnehmenden 

  

Einsatz von Schulpraktikant*innen 

 Transparente Rollen- und Aufgabenverteilung 

 Teils punktuelle Kontakte mit Kindern 

 Unbeobachtete Rückzugsräume  
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 Mediennutzung v. a. soziale Netzwerke 

 Selbstverpflichtungserklärung 

 Reflexionsrunden mit Praxisanleitung/ Einzelgespräche  

 Einsätze zeitlich begrenzt. 

 

FSJ im Jugendbereich 

 Transparente Rollen- und Aufgabenverteilung 

 Teils punktuelle Kontakte mit Kindern und jugendliche teils intensive Kontakte  

 Ermöglichung einer Jugendleiterschulung zu Beginn des Einsatzes (Juleica) 

 Voraussetzung Einsicht in Erweitertes Führungszeugnis 

 Unbeobachtete Rückzugsräume  

 Mediennutzung v. a. soziale Netzwerke 

 Selbstverpflichtungserklärung 

 Reflexionsrunden mit Praxisanleitung/ Einzelgespräche  

 Einsätze auf ein Jahr begrenzt. 

Erhoben März 2019 
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Anlage 2 

Verhaltenskodex der Mitarbeitenden  

 
Nähe und Distanz 

 
 Wir pflegen in den Gruppen in der Gemeinde einen respektvollen Umgang 

miteinander.  
 

 Wenn wir mit Kindern oder Jugendlichen in der Gemeinde arbeiten, geschieht 
dies in den dafür vorgesehenen Räumen. Diese sind für andere zugänglich 
und dürfen nicht abgeschlossen werden.  

 
 Wir nehmen individuelle Grenzempfindungen ernst und achten diese in Bezug 

auf einen altersangemessenen Umgang. Wie viel Distanz die uns anvertrauten 
Kinder und Jugendlichen brauchen, bestimmen die Kinder und Jugendlichen. 
Der Wunsch nach Distanz hat Vorrang, hierfür trägt der Erwachsene bzw. 
der/die Teamer/in die Verantwortung! 

 
 Wenn Kinder und Jugendliche unangemessen viel Nähe zu einem Haupt- 

Neben- oder Ehrenamtlichen suchen, wird dies freundlich  von den 
Betroffenen wahrgenommen und gleichzeitig auf eine sinnvolle Distanz 
hingewiesen. 

 
 Herausgehobene Freundschaften, Beziehungen oder intime Kontakte zu 

Minderjährigen dürfen nicht entstehen. Rollenschwierigkeiten (auch bei 
familiären Verbindungen...) werden angesprochen. 

 
 Mitarbeitende pflegen mit Kindern und Jugendlichen keine Geheimnisse. 

 
 
Sprache und Wortwahl 
 

 In der Kinder- und Jugendarbeit gehen alle Mitarbeitende altersgerecht und 
dem Kontext angemessen mit Kindern und Jugendlichen um.  

 
 Wir verwenden in der Kinder- und Jugendarbeit keine sexualisierte Sprache 

und machen keine sexuellen Anspielungen. Es dürfen keine Bloßstellungen 
oder abfälligen Bemerkungen erfolgen, sexualisierte wie eine Vulgärsprache 
sind zu unterlassen. Da Ironie und Zweideutigkeiten von Kindern und 
Jugendlichen oft nicht verstanden werden, sind diese ebenfalls zu 
unterlassen. Besser ist, eine klare eindeutige Sprache zur Vermeidung von 
Missverständnissen zu wählen. 

 
 Wir achten darauf, wie Kinder und Jugendliche untereinander kommunizieren. 

Je nach Häufigkeit und Intensität der Verwendung von sexualisierter Sprache, 
von Kraftausdrücken, abwertender Sprache, sexuellen Anspielungen etc. 
weisen wir sie darauf hin und versuchen, im Rahmen der Möglichkeiten dieses 
Verhalten zu unterbinden. 
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 Kinder und Jugendliche werden in ihren Bedürfnissen unterstützt, auch wenn 
sie sich verbal noch nicht gut ausdrücken können.  

 
 

 Wir sprechen Kinder und Jugendliche grundsätzlich mit ihrem Vornamen an, 
es sei denn, sie wünschen sich ausdrücklich eine andere Ansprache (z.B. 
Kathi statt Katharina). Wir verwenden keine übergriffigen und sexualisierten 
Spitznamen. Auf eine angemessene Ausdrucksweise wird auch unter den 
Teilnehmern von Seiten der Gruppenleitung geachtet. Grenzverstöße werden 
ggf. thematisiert. Ebenso werden die Teilnehmenden von der Gruppenleitung 
auch vor unangemessenen Gesprächen Dritter geschützt. 

 
 Den Teilnehmenden soll immer die Möglichkeit gegeben werden, Fragen zu 

stellen, ihre Wünsche und ihre Sorgen zu äußern und ihre Gedanken zu 
formulieren. Ihnen werden keine Gedanken >in den Mund gelegt“, sondern die 
Wahrnehmung und die Äußerungen der Kinder und Jugendlichen sind zu 
beachten.  

 
 Die Gruppenleitung offenbart den Teilnehmern keine Geheimnisse und stellt 

keine besondere Vertraulichkeit her.  
 
 
 
Umgang mit Nutzung von Medien und sozialen Netzwerken 
 

 Wir halten uns an die gesetzlichen Bestimmungen und Empfehlungen bei der 
Herstellung und Nutzung von Filmen und Fotos (Recht am Bild, 
Altersfreigabe...). Medien, die wir Kindern und Jugendlichen zugänglich 
machen, sind pädagogisch und altersangemessen.  

 
 Wenn Fotos o.ä. in den Medien der Gemeinde veröffentlicht werden, muss 

vorab das schriftliche Einverständnis der Eltern bzw. der betroffenen 
Jugendlichen ab 14 Jahren vorliegen. Wenn Fotos kommentiert werden, 
achten wir auf eine respektvolle Ausdrucksweise.  

 
 Mit den Daten der Kinder und Jugendlichen wird gemäß der 

Datenschutzgrundverordnung (DS-GVO bzw. des DSG-EKD) umgegangen. 
 
 
Angemessenheit von Körperkontakten 
 

 Körperkontakte sind sensibel und nur zur Dauer und zum Zweck von Pflege, 
erster Hilfe, Trost und auch von pädagogisch und gesellschaftlich zulässigen 
Spielen/Methoden erlaubt. Die Privatsphäre ist zu beachten, z.B. bei der 
Nutzung von Sanitäranlagen. Eine medizinische Betreuung geschieht bei 
Notwendigkeit geschlechterspezifisch.  

.  
 Wenn von Seiten der Kinder und Jugendlichen Nähe gesucht wird (z.B. eine 

Umarmung zum Abschied...) dann muss die Initiative vom Jugendlichen 
ausgehen und wird von Seiten des Mitarbeitenden reflektiert und im 
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vertretbaren Rahmen zugelassen. Übermäßige Nähe wird nicht zugelassen 
(z.B. wenn ältere Kinder/Jugendliche auf dem Schoß eines Erwachsenen 
sitzen...). Der Kontakt sollt altersgemäß und rollenangemessen sein und kann 
auch kulturbedingt unterschiedlich ausfallen.  

 
Intimsphäre 
 

 Die Intimsphäre des Kindes / Jugendlichen wird gewährt. Wollen wir Kindern 
und Jugendlichen zum Beispiel beim Ankleiden helfen, fragen wir diese vorher 
um Erlaubnis. Der Schutz der Intimsphäre ist ein hohes Gut. Wir ermutigen die 
Menschen in unserer Gemeinde zum Schutz dessen und geben die damit 
zusammenhängenden Bemühungen nicht der Lächerlichkeit preis.  

 
 Wenn wir auf Freizeiten einzelne Zimmer betreten, klopfen wir an und treten 

ein, wenn wir hereingebeten werden (Ausnahme: wenn eine Gefahrensituation 
vorliegt). Außerdem ist das Bett einer/s Leitenden oder Teilnehmenden 
dessen Privatbereich und wird geachtet.  

 
 Mit persönlichen Offenbarungen der Kinder und Jugendlichen ist diskret 

umzugehen. 
 

 Die Kinder sollen in ihrer Unterschiedlichkeit respektiert werden (zappeligere 
Kinder, andere Frömmigkeitsformen...), solange andere 
Kinder/Jugendliche/Erwachsene um sie herum auch gut zurechtkommen 
können und eine inhaltliche Arbeit möglich ist.  

 
 Bei Freizeiten bringen wir die Kinder geschlechtergetrennt und von den 

Leitenden getrennt unter.  
 
 
Duschen 
 

 Sind in den Gruppenhäusern nur Sammelduschen, müssen Teilnehmende 
und Leitende geschlechtergetrennt und getrennt voneinander duschen.  

 

 Wenn ein gemeinsamer Schwimmbadbesuch mit einer Kindergruppe 
stattfindet, können Teilnehmende und Leitende meist nicht getrennt 
voneinander duschen. Das natürliche Schamgefühl ist dabei zu beachten (z.B. 
duschen in Badebekleidung ermöglichen)    

 

 Wenn Kindergruppen bzw. Jugendgruppen mit uns im Schwimmbad sind, 
müssen sich meist mehrere Gruppenleiter*innen mit den Kindern bzw. 
Jugendlichen in einem Raum umkleiden. Dies geschieht diskret.  

 
 Wenn einzelne Kinder vor den Leitenden oder der Gruppe Scham empfinden, 

wird ihnen eine gesonderte Möglichkeit zum Umkleiden angeboten.  
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Zulässigkeit von Geschenken und Belohnungen 
 

 Geschenke müssen transparent vergeben werden, der finanzielle Rahmen 
sollte angemessen niedrig sein und sie müssen abgelehnt werden können.  

 
 Geschenke und Belohnungen sollen nicht an private Gegenleistungen 

verknüpft werden. 
 

 Geschenke/Belohnungen gibt es nicht für >Selbstverständlichkeiten“. Wir 
pflegen generell einen zurückhaltenden Umgang mit Geschenken. 

 
 
Disziplinarmaßnahmen 
 

 Wir fördern in der Kinder- und Jugendarbeit eine fehlerfreundliche Kultur, in 
der sich Menschen entwickeln können, auch wenn sie nicht immer unseren 
Vorstellungen gemäß handeln. Sie müssen die Möglichkeit haben, ihr Handeln 
zu reflektieren und zu verändern. Mit Fehlern wird konstruktiv umgegangen.  

 
 Bei einer Konfliktklärung hören wir beiden Seiten zu, ggf. unter Hinzuziehung 

einer dritten Person. Dabei und auch beim Aussprechen von Ermahnungen 
reden wir freundlich, sachlich und auf Augenhöhe miteinander. 

 
 Disziplinarmaßnahmen sollten fair, transparent, altersgemäß und dem 

Verfehlen angemessen erfolgen. Grundsätzlich wird eine Gleichbehandlung 
bei gleichen Verstößen angezielt. Wir nutzen keine verbale oder nonverbale 
Gewalt! Wir weisen im Gespräch mit den Kindern und Jugendlichen auf ein 
falsches Verhalten hin und sprechen ggf. mit den Eltern.  

 
 Wenn einschüchterndes Verhalten, verbale Gewalt... beobachtet wird, wird die 

Situation gestoppt, das Verhalten angesprochen und zum Thema gemacht 
und eine Veränderung eingefordert. 

 
 
Interventionsschritte von Gruppenverantwortlichen: 
 

 Wenn ich grenzverletzendes Verhalten durch mich oder andere wahrnehme, 
beziehe ich aktiv Stellung, indem ich: 
 

 die Situation stoppe oder meine Beobachtung anspreche. 
 meine Wahrnehmung dazu benenne und auf Verhaltensregeln hinweise. 
 um Entschuldigung bitte oder zu einer solchen Entschuldigung anleite. 
 mein Verhalten ändere oder eine Bitte zur Verhaltensänderung formuliere. 

 
 

 Bei Übergriffen (mehrmaliges grenzverletzendes Verhalten mit vermuteter 
Absicht) werde ich - nachdem ich dies wahrgenommen habe - die Situation 
stoppen, meine Beobachtung und die Wiederholung des Verhaltens 
ansprechen. Dazu werde ich meine Wahrnehmung diesbezüglich benennen 
und eine Verhaltensänderung einfordern.  
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Danach werde ich den Sachverhalt protokollieren und das weitere Vorgehen 
mit der Leitung, einem verantwortlichen ehren- oder hauptamtlichen 
Mitarbeitenden besprechen 

 
 Wenn in unserer Gemeinde ein grenzverletzendes Verhalten in größerem 

Maß, übergriffiges Verhalten oder Missbrauch wahrgenommen wird, müssen 
im Sinne einer Gefährdungsprognose folgende Schritte eingehalten werden:  

 

 Ich nehme meine Wahrnehmung ernst, handle ruhig und konfrontiere den/die 
Täter/in nicht mit meiner Vermutung!  

 Ich werde das Kind/den Jugendlichen beobachten und ggf. ermutigen und 
bestärken, darüber zu sprechen. 

 Ich stelle keine Ermittlungen an und führe keine Befragungen durch.  
 Ich verspreche dem Kind/Jugendlichen nicht, dass ich über alles schweigen 

werde, denn vielleicht kann ich dies nicht halten.  
 Danach werde ich um kollegialen Rat bzgl. meiner eigenen Wahrnehmung 

bitten und das Beobachtete und Besprochene protokollieren. 
 Wenn ich die Situation weiterhin als gefährlich einschätze, werde ich die 

Fachkraft für Jugendarbeit über die Situation informieren. 
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Anlage 3 

Selbstverpflichtungserklärung 

Wir setzen ein klares Signal - gegen Gewalt 
  

Evangelische Jugendarbeit der Evangelischen Kirche im Rheinland wird in der Beziehung 

zwischen Menschen und zu Gott gestaltet. Unsere Arbeit mit Kindern und Jugendlichen ist 

von Respekt, Wertschätzung und Vertrauen geprägt.  

Wir achten die Persönlichkeit und Würde von Kindern und Jugendlichen, gehen 

partnerschaftlich mit ihnen um und respektieren individuelle Grenzen.  

Die Evangelische Jugend stellt sich ihrer Verantwortung, Kinder und Jugendliche vor Gewalt 

zu schützen. 

In zehn Punkten verpflichten sich die Mitarbeitenden, die Persönlichkeit und Würde von 

Kindern und Jugendlichen zu achten und alles zu tun, damit in der Arbeit mit Kindern und 

Jugendlichen sexuelle Gewalt, Vernachlässigung und andere Formen der Gewalt verhindert 

werden.  

Sie machen sich durch die Unterzeichnung ihrer persönlichen Verantwortung als 

Mitarbeitende bewusst und verpflichten sich, diese Rolle nicht für sexuelle Kontakte zu 

ihnen anvertrauten jungen Menschen zu missbrauchen. Sie achten aber auch darauf, ob 

Kinder und Jugendliche mögliche Anzeichen von Vernachlässigung und Gewalt erkennen 

lassen.  

In solchen Fällen nutzen sie das Unterstützungsnetzwerk, dass die Evangelischen Kirche im 

Rheinland aufgebaut hat, um den Betroffenen professionelle Hilfe zukommen zu lassen. 

 

Verhaltenskodex zur Verhinderung von Gewalt 

  

Ich verpflichte mich alles zu tun, damit in der Arbeit mit Kindern und Jugendlichen sexuelle Gewalt, 

Vernachlässigung und andere Formen der Gewalt verhindert werden.  

Ich verpflichte mich Kinder und Jugendliche vor sexueller Gewalt zu schützen und toleriere keine 

Form von Gewalt.  

Ich verpflichte mich dazu beizutragen, ein sicheres, förderliches und ermutigendes Umfeld für Kinder 

und Jugendliche zu schaffen und/oder zu wahren, in dem ihnen zugehört wird und sie als 

eigenständige Persönlichkeiten respektiert werden.  

Ich verpflichte mich gegen sexistisches, diskriminierendes, rassistisches und gewalttätiges 

nonverbales oder verbales Verhalten aktiv Stellung zu beziehen.  

Ich verhalte mich selbst niemals abwertend und unterlasse jede Form von Bedrohung, 

Diskriminierung, verbaler oder körperlicher Gewalt.  

Ich verpflichte mich zu einem verantwortungsvollen Umgang mit Nähe und Distanz gegenüber 

Kindern und Jugendlichen. 
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Ich verpflichte mich, die individuellen Grenzen der Kinder und Jugendlichen zu respektieren und die 

Intimsphäre und persönliche Schamgrenze zu achten.  

Ich bin mir meiner besonderen Verantwortung als Mitarbeiter oder Mitarbeiterin bewusst und 

missbrauche meine Rolle nicht für sexuelle Kontakte zu mir anvertrauten jungen Menschen.  

Ich nehme Teilnehmende bewusst wahr und achte dabei auch auf mögliche Anzeichen von 

Vernachlässigung und Gewalt. Wenn ich Formen von Vernachlässigung und Gewalt bei Kindern 

und Jugendlichen vermute, wende ich mich umgehend an die Leitung der Maßnahme und/oder 

an die oder den benannte(n) kompetente(n) Ansprechpartnerin oder Ansprechpartner.  

Ich achte auf Grenzüberschreitungen durch Mitarbeitende und Teilnehmende in den Angeboten und 

Aktivitäten der Kinder- und Jugendarbeit. Ich vertusche nichts und werde mich bei konkreten 

Anlässen umgehend an die oder den benannte(n) kompetente(n) Ansprechpartner oder 

Ansprechpartnerin wenden. 

  

 

  

 Selbstverpflichtungserklärung  

Ich habe mich mit dem Verhaltenskodex der Evangelischen Jugend im Rheinland  

auseinandergesetzt und werde mich daran  

halten. 

  

Bei Hinweisen und schwerwiegenden  

Problemen und dem Verdacht, dass das Wohl des Kindes bzw. des oder der Jugendlichen gefährdet 

ist, informiere ich die verantwortliche Leitung (den oder die Hauptberuflichen oder die Teamleitung) 

oder eine andere Vertrauensperson. 

  

Ich versichere, dass ich keine in §72a SGB VIII bezeichnete Straftat begangen habe.  

Weiter versichere ich, dass ich nicht wegen einer solchen Straftat rechtskräftig verurteilt worden bin, 

noch dass derzeit ein gerichtliches Verfahren noch ein staatsanwaltliches  

Ermittlungsverfahren wegen einer solchen Straftat gegen mich anhängig ist.  

  

______________________________________ 

Name u. Vorname 

______________________________________ 

Geburtsdatum 

______________________________________ 

Ort, Datum 

______________________________________ 

Unterschrift 
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Anlage 4 

Formular erweitertes Führungszeugnis  EA / NA 
 

Evangelische Kirchengemeinde Saarlouis 

 

 

 

 

 

Evangelische Kirchengemeinde Saarlouis 
Barbara Johann, 

Fachkraft für Kinder und Jugendarbeit  

 Kaiser-Friedrich-Ring 46, 66740 Saarlouis 
 06831/46733 
 jugend@evangelische-kirche-saarlouis.de 

 

Bestätigung 

 
Zur Vorlage beim Einwohnermeldeamt (Bürgerbüro) für die Beantragung eines erweiterten 

Führungszeugnisses gm. § 30a Abs. 2 Bundeszentralregistergesetz (BZRG) 

 

Hiermit wird bestätigt dass die Evangelischen Kirchengemeinde Saarlouis als Träger der 

freien Jugendhilfe entsprechend § 72a SGB VIII die persönliche Eignung von ehrenamtlichen 

Mitarbeitern und Mitarbeiterinnen zum Zwecke der Betreuung von Minderjährigen an Hand 

eines erweiterten Führungszeugnisses gem. § 30a Abs.1 Nr. 2a BZRG zu überprüfen hat.  

 

 
Vollständiger Vor- und Nachname 

 

______________________  ____________________________ 
Geburtsdatum      Geburtsort 

 

wird hiermit gebeten, ein erweitertes Führungszeugnis nach §30a BZRG zur Einsicht bei den 

Schutzbeauftragten  der 

 

Evangelischen Kirchengemeinde Saarlouis vorzulegen. 

 
Wir bitten um umgehende Übermittlung an den/die Antragsteller/in. 

Aufgrund dieser ehrenamtlichen Mitarbeit wird hier mit gleichzeitig die Gebührenbefreiung 

beantragt.  

 

Saarlouis, den      ___________________________ 

       Fachkraft für Kinder- und Jugendarbeit 
Anlage 5 

mailto:jugend@evangelische-kirche-saarlouis.de
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Formular für die Einsicht eines erweiterten polizeilichen Führungszeugnisses 

 

Für die Sicherstellung des Ausschlusses von einschlägig vorbestraften Personen in der 

Kinder- und Jugendarbeit muss die Evangelische Kirchengemeinde Saarlouis in erweiterte 

polizeiliche Führungszeugnisse gemäß Vereinbarung mit dem öffentlichen Träger einsehen. 

Die Evangelische Kirchengemeinde Saarlouis wird diese nicht bei sich archivieren / lagern 

und auch nicht kopieren oder anderweitig vervielfältigen. 

Mit diesem Formular wird die Einsichtnahme des erweiterten polizeilichen 

Führungszeugnisses folgender Person belegt: 

Name 

Vorname 

Adresse  

Geburtsdatum 

Mitarbeitend seit 

Der*die Mitarbeitende ist nicht rechtskräftig nach Paragraphen in § 72a SGB VIII Abs. 1 

verurteilt. 

Datum der Einsichtnahme:_______________________  

Ausstellungsdatum: ____________________________ 

Der/die vom Vorstand eingesetzte/r Verantwortliche/r verpflichtet sich zur 

Verschwiegenheit und zur Wahrung der Persönlichkeitsrechte des*der Mitarbeitenden.  

Dieses Blatt wird vernichtet, sobald der*die Mitarbeitende, die zugrundeliegende Tätigkeit 

nicht mehr ausführt.  

 

Verantwortliche*r _____________________  Ehrenamtliche*r ___________________ 
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Anlage 6  

Meldebogen für eine schriftliche Mitteilung an die  

Evangelische Kirchengemeinde Saarlouis 

 
Liebe Kinder, Jugendliche, 

Erziehungsberechtigte und Mitarbeitende, 

Liebe Gemeindeglieder 

mit diesem Bogen werden Eure/Ihre Meldungen an 

 

an  ____________________________________________ 

weitergeleitet und dort überprüft und bearbeitet.  
Wir möchten Euch/Sie bitten, folgende Angaben auszufüllen( sie werden auf Wunsch vertraulich 

behandelt) und in den Briefkasten für Anliegen und Ideen einwerfen 

 

 

Datum    Ort     Name (freiwillig) 

 

Kontaktmöglichkeit zu Euch/Ihnen (freiwillig): 

 

 

Anschrift 

 

Email        Telefon 
Anliegen (bitte ankreuzen): 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Situation/ Missstand/ Idee/Anliegen: 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 Ich möchte, dass diese Situation – 

ohne weitere Bearbeitung – zur 

Kenntnis genommen wird 

 

 

 

 

 

Ich  möchte, dass diese Situation 

bearbeitet wird 

 

 
 

 

Ich möchte ein persönliches 

Gespräch mit  der 
Vertrauensperson (bei 

sexualisierter Gewalt) 

 

 

 

 

Ich möchte Unterstützung für ein 

Gespräch mit dem/r 

Konfliktpartner/in 

 

 

 

 

Ich möchte folgende Lösungen 

vorschlagen: 
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Anlage 7    Kriseninterventionsplan 

 

 

 

 

 

 

 

Informiert unverzüglich 

 

 

 
 

Informiert unverzüglich 
 

 
 
 

beruft ein 
 
 
 
 

Informiert      führt Gespräche mit 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Entscheidung keine Gefährdung   Entscheidung begründete Gefährdung 
 
 
 
 
 
 
 
 

 

 

Ehrenamtliche*r, Teilnehmende*r, Nebenamtliche*r oder sonstige Dritte hat durch 

Mitteilung oder Beobachtung Verdacht auf sexualisierte Gewalt unter Teilnehmenden 

oder durch Mitarbeitende 

Fachkraft der Jugendarbeit bzw. Pfarrer*in 
 

Schafft Distanz zwischen 

mögl. Opfer und Täter 

Superintendent*in des Kirchenkreises Saar-West 

Kriseninterventionsteam 

Landeskirchenamt Erziehungsberechtigte  (mögl.) Opfer/Zeugen ( mögl.) Täter 

Aufarbeitung des Vorfalls 

Rehabilitation/Unterstützung der Betroffenen 

Kommunikation nach innen und außen 

 

  Auflösung Interventionsteam 
 

Hilfsmaßnahmen für Opfer 

Maßnahmen gegen den Täter: 

Einleitung Kündigungsverfahren (HA) 

Entzug Juleica (EA) 

Ausschluss aus der Kinder und Jugendarbeit 

Überprüfung der Möglichkeit der Strafanzeige 
(Träger/Betroffene) 

Unterstützung der Strafverfolgungsbehörde 

Kommunikation nach innen und außen 

 

 Auflösung Interventionsteam 


